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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften über 
die Pflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter 

— Drucksache lV/2252 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften über die Pflichtversicherung 
für Kraftfahrzeughaler 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Einführung der Pflichtver- 
sicherung für Kraftfahrzeughalter und zur Änderung 
des Gesetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
sowie des Gesetzes über den Versicherungsvertrag 
vom 7. November 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2223) in 
der Fassung des Gesetzes vom 16. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 710) erhält folgende Fassung: 


„Gesetz über die Pflichtversicherung 
für Kraftfahrzeughalter (Pflichtversicherungsgesetz) 

ERSTER ABSCHNITT 
Pflichtversicherung 

§ 1 

Der Halter eines Kraftfahrzeugs oder Anhängers 
mit regelmäßigem Standort im Inland ist verpflich- 
tet, für sich, den Eigentümer und den Fahrer eine 
Haftpflichtversicherung zur Deckung der durch den 
Gebrauch des Fahrzeugs verursachten Personen- 
schäden, Sachschäden und sonstigen Vermögens- 
schäden nach den folgenden Vorschriften abzu- 
schließen und aufrechtzuerhalten, wenn das Fahr- 
zeug auf Öffentlichen Wegen oder Plätzen (§ 1 des 
Straßenverkehrsgesetzes) verwendet wird. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften über die Pflichtversicherung 
für Kraftfahrzeughalter 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Einführung der Pflichtver- 
sicherung für Kraftfahrzeughalter und zur Änderung 
des Gesetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
sowie des Gesetzes über den Versicherungsvertrag 
vom 7. November 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2223), 
zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Siche- 
rung des Straßenverkehrs vom 26. November 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 921), erhält folgende Fassung: 

„Gesetz über die Pflichtversicherung 
für Kraftfahrzeughalter (Pflichtversicherungsgesetz) 

ERSTER ABSCHNITT 
Pflichtversicherung 

§ 1 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 16. 


§ 2 § 2 

(1) § 1 gilt nicht für u n v e r ä n 

1. die Bundesrepublik Deutschland, 

2. die Länder, 

3. die Gemeinden mit mehr als einhundert- 
tausend Einwohnern, 

4. die Gemeindeverbände sowie Zweckver- 
bände, denen ausschließlich Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts angehören, 

5. juristische Personen, die von einem nach 
§ 1 Abs. 4 des Gesetzes über die Beauf- 
sichtigung der privaten Versicherungs- 
unternehmungen und Bausparkassen vom 

6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 315) in 
der Fassung des Gesetzes vom 28. Februar 
1955 (Bundesgesetzbi. I S. 85) von der 
Versiehe rungsauf sicht freigesteliten Haft- 
pfMchtschadenausgleich Deckung erhalten, 

6. Halter von 

a) Kraftfahrzeugen, deren durch die Bau- 
art bestimmte Höchstgeschwindigkeit 
sechs Kilometer je Stunde nicht über- 
steigt, 

b) selbstfahrenden Arbeitsmaschinen (§18 
Abs. 2 Nr. 1 der Straßenverkehrs- 
Zuiassungs-Ordnung), deren Höchstge- 
schwindigkeit zwanzig Kilometer je 
Stunde nicht übersteigt, wenn sie den 
Vorschriften über das Zulassungsver- 
fahren nicht unterliegen, 

c) Anhängern, die den Vorschriften über 
das Zulassungsverfahren nicht unter- 
liegen. 

(2) Die nach Absatz 1 Nrn. 1 bis 5 von der Ver- 

sicherungspflicht befreiten Fahrzeughalter haben, 
sofern nicht auf Grund einer von ihnen 'abgeschlos- 
senen und den Vorschriften dieses Gesetzes ent- 
sprechenden Versicherung Haftpflichtversicherungs- 
schutz gewährt wird, bei Schäden der in § 1 

bezeichneten Art für den Fahrer und die übrigen 
Personen, die durch eine auf Grund dieses Gesetzes 
abgeschlossene Haftpfliichtversicherung Deckung er- 
halten würden, in gleicher Weise und in gleichem 
Umfange einzutreten wie ein Versicherer bei Be- 
stehen einer solchen Haftpflichtversicherung. Die 
Verpflichtung beschränkt isich auf den Betrag der 
festgesetzten Mindestversicherungssummen. Die 
Vorschriften des Sechsten Titels des Zweiten Ab- 
schnitts des Gesetzes über den Versicherungsver- 
trag und des § 3 sowie die von der Aufsichtsbehörde 
genehmigten Allgemeinen Bedingungen für die 
Kraftverkehrsversicherung sind sinngemäß anzu- 
wenden. Erfüllt der Fahrzeughalter Verpflichtungen 
nach Satz 1, so kann er in sinngemäßer Anwendung 
des § 3 Nm. 9 bis 11 Ersatz der aufgewendeten Be- 
träge verlangen, wenn bei Bestehen einer Versiche- 
rung der Versicherer gegenüber dem Fahrer oder 
der sonstigen mitversicherten Person leistungsfrei 


Ausschüsse !S 


e r t 
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Entwurf Beschlüsse des 16. Ausschusseis 

gewesen wäre? im übrigen ist der Rückgriff des 
Halters gegenüber diesen Personen ausgeschlossen. 


§ 3 

Für die Haftpfliditversidierung nach § 1 gelten an 
Stelle der §§ 158 c bis 158 f des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag die folgenden besonderen 
Vorschriften: 

1. Der Dritte kann im Rahmen der Leistungs- 
pflicht des Versicherers aus dem Versiche- 
rungsverhältnis und, soweit eine Leistungs- 
pflicht nicht besteht, im Rahmen der Num- 
mern 4 bis 6 seinen Anspruch auf Ersatz des 
Schadens auch gegen den Versicherer geltend 
machen. Der Versicherer hat den Schadens- 
ersatz in Geld zu leisten. 

2. Soweit der Dritte nach Nummer 1 seinen An- 
spruch auf Ersatz des Schadens auch gegen 
den Versicherer geltend machen kann, haften 
der Versicherer und der ersatzpflichtige Ver- 
sicherungsnehmer als Gesamtschuldner. 

3. Der Anspruch des Dritten nach Nummer 1 
uniterliegt der gleichen Verjährung wie der 
Schadensersatzansprudi gegen der ersatz- 
pflichtigen Versicherungsnehmer. Die Ver- 
jährung beginnt mit dem Zeitpunkt, mit dem 
die Verjährung des Schadensersatzanspruchs 
gegen den ersatzpflichtigen Versicherungs- 
nehmer beginnt; sie endet jedoch spätestens 
in zehn Jahren von dem Schadensereignis an. 
Ist der Anspruch des Dritten bei dem Ver- 
sicherer angemeldet worden, so ist die Ver- 
jährung bis zum Eingang der schriftlichen 
Entscheidung des Versicherers gehemmt. Die 
Hemmung oder Unterbrechung der Verjäh- 
rung des Anspruchs gegen den Versicherer 
bewirkt auch die Hemmung oder Unter- 
brechung der Verjährung des Anspruchs 
gegen den ersatzpflichtigen Versicherungs- 
nehmer und umgekehrt. 

4. Dem Anspruch des Dritten nach Nummer 1 
kann nicht entgegengehalten werden, daß der 
Versicherer dem ersatzpflichtigen Versiche- 
rungsnehmer gegenüber von der Verpflich- 
tung zur Leistung ganz oder (teilweise frei ist. 

5. Ein Umstand, der das Nichtbestehen cxier die 
Beendigung des Verisicherungsverhältnisses 
zur Folge hat, kann dem Anspruch des Dritten 
nach Nummer 1 nur entgegengehalten wer- 
den, wenn das Schadensereignis später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt (eingetreten 
(ist, in dem der Versicherer diesen Umisitand 
der hierfür zuständigen Stelle angezeigt hat. 
Das gleiche gilt, wenn das Versicherungsver- 
hältnis durch Zeitablauf endigt. Der Lauf der 
Frist beginnt nicht vor der Beendigung des 
Versicherungs ve rhältnisses . 

6. In den Fällen der Numiern 4 und 5 gilt 
§ 158 c Abs. 3 bis 5 des Gesetzes über den 


§ 3 


unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Versicherungsvertrag sinngemäß. Die Lei- 
stungspflicht des Versicherers entfällt auch 
dann, wenn und soweit der Dritte in der Lage 
ist, von einem nach § 2 Abs. 1 Nrn. 1 bis 5 
von der Versicherungspflicht befreiten Fahr- 
zeughalter Ersatz seines Schadens zu erlan- 
gen. 

7. Der Dritte hat ein Schadensereignis, aus dem 
er einen Anspruch gegen den Versicherer 
nach Nummer 1 herleiten will, dem Versiche- 
rer innerhalb von 2 Wochen nach dem Scha- 
densereignis schriftlich anzuzeigen; durch die 
Absendung der Anzeige wird die Frist ge- 
wahrt. Der Dritte hat die Verpflichtungen 
nach § 158 d Abs. 3 des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag zu erfüllen; verletzt er 
schuldhaft diese Verpflichtungen, so gilt 
§ 158 e Abs. 1 des Geisetzes über den Ver- 
sicherungsvertrag sinngemäß. § 158te Abs. 2 
des Gesetzes über den Versichierungsvertrag 
findet auf den Anspruch gegen den Versiche- 
rer nach Nummer 1 entsprechende Anwen- 
dung. 

8. Soweit durch rechtskräftiges Urteil, festge- 
stellt wird, daß dem Dritten ein Anspruch 
auf Ersatz des Schadens nicht zusteht, wirkt 
das Urteil, wenn es zwischen dem Dritten 
und dem Versicherer ergeht, auch zugunsten 
des Versicherungsnehmers, wenn es zwischen 
dem Dritten und dem Versicherungsnehmer 
ergeht, auch zugunsten des Versicherers 

9. Im Verhältnis der Gesamtschuldner (Num- 
mer 2) zueinander ist der Versicherer allein 
verpflichtet, soweit er dem Versicherungs- 
nehmer gegenüber aus dem Versicherungs- 
verhältnis zur Leistung verpflichtet ist. So- 
weit eine solche Verpflichtung des Versiche- 
rers nicht besteht, ist in ihrem Verhältnis 
zueinander der Versicherungsnehmer allein 
verpflichtet. 

10. Ist der Anspruch des Dritten gegenüber dem 
Versicherer durch rechtskräftiges Urteil, 
durch Anerkenntnis oder Vergleich festge- 
stellt worden, so muß der Versicherungs- 
nehmer, gegen den von dem Versicherer 
Ansprüche auf Grund von Nummer 9 Satz 2 
erhoben werden, ciiese Feststellung gegen 
sich gelten lassen, sofern der Versicherungs- 
nehmer nicht nach weist, daß der Versicherer 
die Pflicht zur Abwehr unbegründeter Ent- 
schädigungsansprüche sowie zur Minderung 
oder zur sachgemäßen Feststellung des Scha- 
dens schuldhaft verletzt hat. Der Versicherer 
kann Ersatz der Aufwiendungen verlangen, 
die er den Umständen nach für erforderlich 
halten durfte. 

11. Die sich aus Numer 9 und NummeT 10 Satz 2 
ergebenden Ansprüche, verjähren in zwei 
Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem 
Schluß des Jahres, in dem der Anspruch des 
Dritten erfüllt wird. 
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Entwurf 
§ 4 

(1) Der Versicherungsvertrag für Fahrzeuge mit 
regelmäßigem Standort im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes muß den von der Aufsichtsbehörde geneh- 
migten allgemeinen Versicherungsbedingungen ent- 
sprechen. Die Aufsichtsbehörde hat die allgemeinen 
Versicherungsbedingungen zu genehmigen, wenn 
sie mit den gesetzlichen Vorschriften sowie den 
Grundsätzen der Versicherungsauftsicht in Einklang 
stehen und dem Zweck dieses Gesetzes gerecht wer- 
den. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die 
allgemeinen Versicherungsbedingungen den An- 
forderungen des Europäischen Übereinkommens 
vom 20. April 1959 über die obligatorische Haft- 
pflichtversicherung für Kraftfahrzeuge (Bundes- 
gesetzbl. 196 . . II S. . . .) nicht entsprechen. Die Auf- 
sichtsbehörde kann die Genehmigung versagen, 
wenn bei Erteilung der Genehmigung die Einheit- 
lichkeit der allgemeinen Versicherungsbedingungen 
nicht mehr hnreichend gewährleistet wäre. Um die 
Einheitlichkeit der allgemeinen Versicherungsbedin- 
gungen sicherzustellen, kann der Bundesminister für 
Wirtschaft durch Rechtsverordnung ohne Zustim- 
mung des Bundesrates die aufsichtsbehördlich ge- 
nehmigten allgemeinen Versicherungsbedingungen, 
die dem Zweck dieses Gesetzes am besten gerecht 
werden, gegenüber allen im Inland zum Betrieb der 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung befugten Ver- 
sicherungsunternehmen für verbindlich erklären. 
Vor dem Erlaß einer Rechtsverordnung nach Satz 5 
soll der Bundesminister für Wirtschaft die Aufsichts- 
behörden und die zuständigen Wirtschaftsverbände 
hören, 

(2) Die Mindesthöhe der Versicherungssumme 
ergibt sich aus der Anlage. Der Bundesminister der 
Justiz wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr und dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates die in der Anlage ge- 
troffene Regelung zu ändern, wenn dies erforderlich 
ist, um bei einer Änderung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse oder der verkehrstechnischen Umstände 
einen hinreichenden Schutz der Geschädigten sicher- 
ziistellen. Ergeben sich auf Grund der Platzzahl des 
Personenfahrzeugs, auf das sich die Versicherung 
bezieht, erhöhte Mindestversicherungssummen, so 
haftet der Versicherer in den Fällen des § 3 Nrn. 4 
und 5 für den einer einzelnen Person zugefügten 
Schaden nur im Rahmen der nicht erhöhten Mindest- 
versicherungssummen. 


§ 5 

(1) Die Versicherung kann nur bei einem im In- 
land zum Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtver- 
sicherung befugten Versicherungsunternehmen ge- 
nommen werden. 

(2) Die im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum 
Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
befugten Versicherungsünternehmen sind verpflich- 


Beschlüsse des 16. Ausschusseis 
§ 4 

(1) Der Versicherungsvertrag für Fahrzeuge mit 
regelmäßigem Standort im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes muß den von der Aufsichtsbehörde geneh- 
migten allgemeinen Versicherungsbedingungen ent- 
sprechen. Die Aufsichtsbehörde hat die allgemeinen 
Versicherungsbedingungen zu genehmigen, wenn 
sie mit den gesetzlichen Vorschriften sowie den 
Grundsätzen der Versicherungsaufsicht in Einklang 
stehen und dem Zweck dieses Gesetzes gerecht wer- 
den. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die 
allgemeinen Versicherungsbedingungen den An- 
forderungen des Europäischen Übereinkommens 
vom 20. April 1959 über die obligatorische Haft- 
pflichtversicherung für Kraftfahrzeuge (Bundes- 
gesetzbl. 196 . . II S. . . .) nicht entsprechen. Die Auf- 
sichtsbehörde kann die Genehmigung versagen, 
wenn bei Erteilung der Genehmigung die Einheit- 
lichkeit der allgemeinen Versicherungsbedingungen 
nicht mehr hinreichend gewährleistet wäre. Um die 
Einheitlichkeit der allgemeinen Versicherungsbedin- 
gen sicherzustellen, kann der Bundesminister für 
Wirtschaft durch Rechtsverordnung ohne Zustim- 
mung des Bundesrates die aufsichtsbehördlich ge- 
nehmigten allgemeinen Versicherungsbedingungen, 
die dem Zweck dieses Gesetzes am besten gerecht 
v/erdien, gegenüber allen zum Betrieb der Kraftfahr- 
zeug-Haftpflichtversicherung befugten Versiche- 
rungsunternehmen für verbindlich erklären. 


(2) u n verändert 


§ 5 

unverändert 
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Entwurf 

tet, den in § 1 genannten Personen nach den gesetz- 
lichen Vorschriften Versicherung gegen Haftpflicht 
zu gewähren. 

(3) Der Antrag auf Abschluß eines Haftpflicht- 
versicherungsvertrags gilt als angenommen, wenn 
das Versicherungsunternehmen ihn nicht innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen vom Eingang des An- 
trags an dem Antragsteller gegenüber schriftlich 
ablehnt. Durch die Absendung der Ablehnungs- 
erklärung wird die Frist gewahrt. 

(4) Der Antrag darf nur abgelehnt werden, 

1. wenn sachliche oder örtliche Beschränkun- 
gen im Geschäftsplan des Versicherungs- 
unternehmens dem Abschluß des Vertrags 
entgegenstehen, 

2. wenn nach dem für das Versicherungs- 
unternehmen geltenden Beitragstarif für 
die Versicherung ein Beitragszuschlag ver- 
langt werden kann und der Antragsteller 
sich nicht zur Zahlung dieses Beitrags- 
zuschlags bereit erklärt, oder 

3. wenn der Antragsteller bereits bei dem 
Versicherungsunternehmen versichert war 
und das Versicherungsunternehmen 

a) den Versicherungsvertrag wegen Dro- 
hung oder arglistiger Täuschung ange- 
fochten hat, 

b) vom Versicherungsvertrag wegen Ver- 
letzung der vorvertraglichen Anzeige- 
pflicht oder . wegen Nichtzahlung der 
ersten Prämie zurückgetreten ist, oder 

c) den Versicherungsvertrag wegen Prä- 
mienverzugs oder nach Eintritt eines 
Versicherungsfalls gekündigt hat. 

(5) Das Versicherungsunternehmen hat dem Ver- 
sicherungsnehmer bei dem Beginn des Versiche- 
rungsschutzes eine Versicherungsbestätigung auszu- 
händigen. Die Aushändigung kann von der Zahlung 
der ersten Prämie abhängig gemacht werden. 

§ 6 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig ein Fahrzeug 
auf öffentlichen Wegen oder Plätzen gebraucht oder 
den Gebrauch gestattet, obwohl für das Fahrzeug 
der nach § 1 erforderliche Haftpflichtversicherungs- 
vertrag nicht oder nicht mehr besteht, wird mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Das Fahrzeug, auf das sich die Tat bezieht, 
kann eingezogen werden, wenn es dem Täter oder 
Teilnehmer zur Zeit der Entscheidung gehört. § 42 
des Strafgesetzbuches gilt entsprechend. 


Beschlüsse des 16. Ausschusse.s 


§ 6 

(1) unverändert 


(2) Ist die Tat vorsätzlich begangen worden, so 

kann das Fahrzeug eingezogen werden, wenn es 
dem Täter oder Teilnehmer zur Zeit der Entschei- 
dung gehört. § 42 des Strafgesetzbuches gilt entspre- 
chend. 
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Entwurf 

§ 7 

Der B'undesmiinister für Verkehr wird ermächtigt, 
zur Durchführung des Ersten Abschnitts dieses Ge- 
setzes im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Justiz und dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen 
über 

1. die Form des Versicherungsnachweises; 

2. die Prüfung der Versicherungsnachweise durch 
die Zulassungsstellen; 

3. die Erstattung der Anzeige nach § 29 c der 
Straßen verkehrs-Zul assungs-Ordnung; 

4. Maßnahmen zur Verhinderung des Gebrauchs 
nicht oder nicht ausreichend versicherter Fahr- 
zeuge. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Tarife in der Kraftfahrzeug- 
Haftpflichtversicherung 

§ 8 

(1) Die im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum 
Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
befugten Versicherungsuntemehmen dürfen vom 

1. Januar 1968 ab Versicherungsverträge nach § 1 
nur auf der Grundlage von Tarifen (Beiträgen und 
Tarifbestimmungen) abschließen, die nach Maßgabe 
des Absatzes 2 behördlich genehmigt sind. 

(2) Für die Erteilung der Genehmigung ist die 
Versicherungsaufsichtsbehörde zuständig. Die Tarife 
gelten nicht als Bestandteil des Geschäftsplans dm 
Sinne der §§ 5 und 13 des Gesetzes über die Beauf- 
sichtigung der privaten Versicherungsunternehmen 
und Bausparkassen vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 315) in der Fassung des Gesetzes vom 
5, März 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 269). Die Geneh- 
migung ist zu erteilen, 

1. wenn durch den Tarif ein unter Berück- 
sichtigung des Schaden- und Kostenver- 
laufs des einzelnen Versicherungsunter- 
nehmens sowie des gesamten Schaden- 
verlaufs aller Versicherungsunternehmen 
angemessenes Verhältnis von Versiche- 
rungsbeitrag und Versicherungsleistung 
dauernd gewährleistet ist, 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 7 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
zur Durchführung des Ersten Abschnitts dieses Ge- 
setzes im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Justiz und dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Vorschriften zu erlassen über 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. Maßnahmen der Verkehrsbehörden, durch 
welche der Gebrauch nicht oder nicht ausnei- 
chend versicherter Fahrzeuge im Straßenver- 
kehr verhindert werden soll. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Tarife in der Kraftfahrzeug- 
Haftpflichtversicherung 

§ 8 

(1) unverändert 


(2) Für die Erteilung der Genehmigung ist 
die Aufsichtsbehörde zuständig. Die Tarife gellten 
nicht als Bestandteil des Geschäftsplans im 
Sinne der §§ 5 und 13 des Gesetzes über die Beauf- 
sichtigung der privaten Versicherungsunternehmen 
und Bausparkassen vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 315) in der Fassung des Gesetzeis vom 

5. März 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 269). Die Geneh- 
migung ist zu erteilen, 

1. unverändert 


2. wenn durch den Tarif das Schutzbedürfnis 2. unverändert 

der Geschädigten, das Bedürfnis der Ver- 
sicherten, einen wirksamen Versicherungs- 
schutz zu haben, und das Interesse der 
VersicherungspfMchtigen an der Gewäh- 
rung des Versicherungsschutzes zu einem 

angemessenen Beitrag hinreichend ge- 
wahrt sind, und 

3. wenn die nach § 9 Abs. 1 Nrn. Ibis3 3. unverändert 

durch Rechtsverordnung erlassenen Vor- 
schriften beachtet sind. 
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Entwurf 

§ 9 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften über die Gestaltung, 
Berechnung und Anwendung der Tarife sowie über 
das anzuwendende Verfahren zu erlassen, wenn 
dies erforderlich ist, um die in § 8 Abs. 2 Nrn. 1 
und 2 genannten Belange zu wahren, um die Ver- 
gleichbarkeit der Tarife untereinander zu gewähr- 
leisten und die reibungslose Abwicklung des Ge- 
nehmigungsverfahrens sicherzustellen und um eine 
gerechte Verteilung entstandener Überschüsse her- 
beizuführen. Er kann insbesondere 

1. Vorschriften über den allgemeinen Auf- 
bau der Tarife erlassen, 

2. Grundsätze für die Berechnung der Tarife 
aufstellen und hierbei anordnen, daß die 
Beiträge nach eindeutig abgrenzbaren und 
durch gleichartige Gefahrenmerkmale ge- 
kennzeichnete Gruppen, die ihrer Größe 
nach einen versicherungstechnischen Aus- 
gleich ermöglichen, gestaffelt sein müssen, 

3. die Voraussetzungen bestimmen, unter 
denen neue Tarife eingeführt und be- 
stehende Tarife geändert werden können, 

4. für Mitversicherungsverträge sowie für 
die Versicherung bestimmter Arten oder 
Gruppen von Fahrzeugen Abweichungen 
von den genehmigten Tarifen zulassen, 

5. Vorschriften über die Ermittlung techni- 
scher Überschüsse bei den Versicherungs- 
unternehmen und die Verteilung dieser 
Überschüsse an die Versicherungsnehmer 
erlassen und 

6. bestimmen, daß nach Ablauf einer in der 
Verordnung genannten Frist die nach § 8 
Abs. 1 erforderliche Genehmigung als er- 
teilt gilt, wenn die Aufsichtsbehörde dem 
von einem Versicherungsuntemehmen 
vorgelegten Tarif nicht vorher wider- 
sprochen hat. 


(2) Um zu verhindern, daß die Versicherungs- 
nehmer durch die Gewährung unangemessener Ver- 
gütungen an Versicherungsvermittler übermäßig be- 
lastet werden, kann der Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates das Ausmaß der Entgelte für haupt- 
und nebenberufliche Versicherungsvermittler als 
Höchstsätze bestimmen und deren Höhe von Art 
und Umfang der Tätigkeit des Vermittlers abhängig 
machen. 


Beschlüsse des 16. Ausschusseis 

§ 9 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften über die Gestaltung, 
Berechnung und Anwendung der Tarife sowie über 
das anzuwendende Verfahren zu erlagsen, wenn 
dies erforderlich ist, um die in § 8 Abs. 2 Nm. 1 
und 2 genannten Belange zu wahren, um die Ver- 
gleichbarkeit der Tarife untereinander zu gewähr- 
leisten und die reibungslose Abwicklung des Ge- 
nehmigungsverfahrens sicherzustellen und um eine 
gerechte Verteilung entstandener Überschüsse her- 
beizuführen. Er kann insbesondere 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. Vorschriften über die Bildung eines Bei- 
rats erlassen, der aus Vertretern der Ver- 
sicherer und der Versicherungsnehmer be- 
stehen soll, und an der Vorbereitung der 
Rechtsverordnungen gemäß Absatz 1 
Nrn. 1 bis 6, Absätze 2 und 3 beratend zu 
beteiligen ist. 

(2) unverändert 
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(3) Der Bundesminister für Wirtschaft wird fer- 
ner ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates zu bestimmen, daß auch 
die Tarife in der Fahrzeugvollversicherung, in der 
Fahrzeugteilversichierung und in der Kraftfahr- 
unfallversicherung einer Genehmigung nach § 8 
Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 und 2 bedürfen, wenn und 
solange dies im Hinblick auf die engen wirtschaft- 
lichen Bindungen zwischen den einzelnen Versiche- 
rungsarten der Kraftfahrtversicherung erforderlich 
ist, um für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche- 
rung die Wahrung der in § 8 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 
genannten Belange sicherzustellen. In diesem Falle 
fanden § 8 Abs. 2 Satz 3 und § 9 Abs. 1 und 2 sinn- 
gemäß Anwendung. Die Rechtsverordnung kann 
auch bestimmen, daß bei der Ermittlung und Ver- 
teilung technischer Überschüsse von den Versiche- 
rungsunternehmien gemeinsame Uberschußverbände 
für alle oder für einige Versicherungsarten der 
Kraftfahrtversicherung (Kraftfahrzeug-Haftpflicht- 
versiicherung, Fahrzeugvollversicherung, Fahrzeug- 
teilversicherung, Kraftfahrtunfallversicherung) ge- 
bildet werden. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
(3) unverändert 


§ 10 § 10 

Wird die Änderung eines Tarifs genehmigt, so unverändert 

findet der geänderte Tarif auch auf die in diesem 
Zeitpunkt bestehenden Versicherungsverhältnisse 
vom Beginn der nächsten Versicherungsperiode ab 
Anwendung, es sei denn, daß in dem Tarif oder bei 
der Erteilung der Genehmigung etwas anderes be- 
stimmt wird. 


§ 11 § 11 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder unverändert 

fahrlässig 

1. alis Inhaber oder Angehöriger eines Unter- 
nehmens, das Versicherungsverträge ab- 
schließt oder vermittelt, oder sonst als 
Vermittler 

a) Beiträge oder Leistungen für die Kraft- 
fahr tversicherung fordert, verspricht, 
vereinbart, annimmt oder gewährt, die 
einem Tarif entsprechen, für den die 
nach diesem Gesetz erforderliche Ge- 
nehmigung nicht vorliegt, 

b) dem Versicherungsnehmer neben den 
Leistungen auf Grund des Versiche- 
rungsvertrages Zuwendungen oder 
sonstige Vergünstigungen verspricht 
oder gewährt oder mit diesem verein- 
bart, oder 

c) für die Vermittlung von Kraftfahrtver- 
sicherungen höhere als die in einer 
nach § 9 Abs. 2 oder § 9 Abs. 3 in Ver- 
bindung mit § 9 Abs. 2 ergangenen 
Rechtsverordnung festgesetzten Ent- 
gelte fordert, verspricht oder gewährt, 
vereinbart oder annimmt. 
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2. als Mitglied des zur gesetzlichen Vertre- 
tung berufenen Organs eines Versiiche- 
rungsunternehmens oder mit der Ermitt- 
lung technischer Überschüsse oder der 
Verteilung dieser Überschüsse in eigener 
Verantwortung Beauftragter nicht nach 
dem vorgesdiriebenen Verfahren die Er- 
mäßigungsbeträge aus technischem Uber- 
schuß ermittelt und an die anspruchsbe- 
rechtigten Versicherungsnehmer zurück- 
erstattet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
50 000 Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig begangen 
ist, mit einer Geldbuße bis zu 25 000 Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ver- 
jährt in zwei Jahren. 


DRITTER ABSCHNITT 

Entschädigungsfonds für Schäden aus 
Kraftfahrzeugunfällen 

§ 12 

(1) Wird durch den Gebrauch eines Kraftfahr- 
zeugs oder eines Anhängers im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ein Personen- oder Sachschaden 
verursacht, so kann derjenige, dem wegen dieser 
Schäden Ersatzansprüche gegen den Halter, • den 
Eigentümer oder den Fahrer des Fahrzeugs izu- 
stehen, diese Ersatzansprüche auch gegen den „Ent- 
schädigungsfonds für Schäden aus Kraftfahrzeug- 
unfällen" (Entschädigungsfonds) geltend machen, 

1. wenn das Fahrzeug, durch dessen Ge- 
brauch der Schaden verursacht worden ist, 
nicht ermittelt werden kann, oder 

2. wenn die nach diesem Gesetz erforder- 
liehe Haftpflichtversicherung zugunsten 
des Halters, des Eigentümers und des 
Fahrers des Fahrzeugs nicht besteht. 

Das gilt nur, soweit der Ersatzberechtigte wedier 
von dem Halter, dem Eigentümer oder dem Fahrer 
des Fahrzeugs noch von einem Schadensversicherer 
oder einem Verband von im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zum Geschäftsbetrieb befugten Haftpflicht- 
versicherern Ersatz seines Schadens zu erlangen 
vermag. Die Leistungspflicht des Entschädigungs- 
fonds entfällt, soweit der Ersatzberechtigte in der 
Lage dst, Ersatz seines Schadens nach den Vor- 
schriften über die Amtspflichtverletzung zu erlan- 
gen, oder soweit der Schaden durch Leistungen 
eines Sozialversicherungsträgers, durch Fortzahlung 
von Dienst- oder Amtsbezügen, Vergütung oder 
Lohn oder durdi Gewährung von Versorgungs- 
bezügen ausgeglichen wird. Im Falle einer fahr- 
lässigen Amtspflichtverletzung geht abweichend 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


DRITTER ABSCHNITT 

Entschädigungsfonds für Schäden aus 
Kraftfahrzeugunfällen 

§ 12 

(1) Wird durch den Gebrauch eines Kraftfahr- 
zeugs oder eines Anhängers im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ein Personen- oder Sachschaden 
verursacht, so kann derjenige, dem wegen dieser 
Schäden Ersatzansprüche gegen den Halter, den 
Eigentümer oder den Fahrer des Fahrzeugs zu- 
stehen, diese Ersatzansprüche auch gegen den „Ent- 
schädigungsfonds für Schäden aus Kraftfahrzeug- 
unfällen" (Entschädigungsfonds) geltend machen, 

1 . unverändert 


2. wenn die auf Grund eines Gesetzes erfor- 
derliche Haftpflichtversicherung zugunsten 
des Halters, des Eigentümers und des Fah- 
rers des Fahrzeugs nicht besteht. 
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von § 839 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches die Ersatzpflicht auf Grund der Vorschriften 
über die Amtspflichtverletzung der Leistungspf licht 
des Entschädigungsfonds vor. 

(2) In den Fällen des Artikels 1 Nr. 1 können (2) unverändert 
gegen den Entschädigungsfonds Ansprüche nach 

§ 847 des Bürgerlichen Gesetzbuches nur geltend ge- 
macht werden, wenn und soweit die Leisitung einer 
Entschädigung wegen der besonderen Schwere der 
Verletzung zur Vermeidung einer groben Unbillig- 
keit erforderlich ist. Für Sachschäden am Fahrzeug 
des Ersatzberechtigten besteht in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 keine Leistungspflicht des Ent- 
schädigungsfonds. Für sonstige Sachschäden be- 
schränkt sich in diesen Fällen die Leistungspflicht des 
Entschädigungsfonds auf den Betrag, der eintausend 
Deutsche Mark übersteigt. 

(3) Der Anspruch des Ersatzberechtigten gegen unverändert 

den Entschädigungsfonds verjährt in drei Jahren. Die 

Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Ersatzberechtigte von dem. Schaden und von den 
Umständen Kenntnis erlangt, aus denen sich ergibt, 
daß er seinen Ersatzanspruch gegen den Entschädi- 
gungsfonds geltend machen kann. Ist der Anspruch 
des Ersatzberechtigten bei dem Entschädigungsfonds 
angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum 
Eingang der schriftlichen Entscheidung des Entschä- 
digungsfonds und, wenn die Schiedsstelle (§ 13 
Abs. i Nr. 5) angerufen worden ist, des Einigungs- 
vorschlags der Schiedsstelle gehemmt. 

(4) Im übrigen bestimmen sich Voraussetzungen (4) unverändert 
und Umfang der Leistungspflicht des Entschädi- 
gungsfonds sowie die Pflichten des Ersatzberechtig- 
ten gegenüber dem Entschädigungsfonds nach den 

Vorschriften, die bei Bestehen einer auf Grund die- 
ses Gesetzes abgeschlossenen Haftpflichtversiche- 
rung für das Verhältnis zwischen dem Versicherer 
und dem Dritten in dem Falle gelten, daß der Ver- 
sicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber von 
der Verpflichtung zur Leistung frei ist. In den Fäl- 
len des Absatzes 1 Nr. 2 haben der Halter, der 
Eigentümer und der Fahrer des Fahrzeugs gegen- 
über dem Entschädigungsfonds die einen Versiche- 
rungsnehmer nach Eintritt des Versicherungsfalles 
gegenüber dem Versicherer treffenden Verpflich- 
tungen zu erfüllen. 

(5) Der Entschädigungsfonds kann von den Per- (5) unverändert 

sonen, für deren Schadensersatzverpflichtungen er 

nach Absatz 1 einzutreten hat, wie ein Beauftragter 
Ersatz seiner Aufwendungen verlangen. 

(6) Der Ersatzanspruch des Ersatzberechtigten (6) unverändert 

gegen den Halter, den Eigentümer und den Fahrer 

des Fahrzeugs sowie einen Ersatzanspruch, der dem 
Ersatzberechtigten oder dem Halter, dem Eigen- 
tümer oder dem Fahrer des Fahrzeugs gegen einen 
sonstigen Ersatzpflichtigen zusteht, gehen auf den 
Entschädigungsfonds über, soweit dieser dem Er- 
satzberechtigten den Schaden ersetzt. Der Übergang 
kann nicht zum Nachteil des Ersatzberechtigten gel- 
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tend gemacht werden. Gibt der Ersatzberechtigte 
seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung des 
Anspruchs dienendes Recht auf, so entfällt die Lei- 
stungspflicht des Entschädigungsfonds insoweit, als 
er aus dem Anspruch oder dem Recht hätte Ersatz 
erlangen können. 

§ 13 

(1) Der Bundesminister der Justiz wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Verkehr und dem Bundesminister für Wirtschaft, im 
Falle der Nummer 2 Buchstabe b auch im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Finanzen, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes- 
rates nähere Vorschriften über den Entschädigungs- 
fonds zu erlassen, insbesondere 

1. die Errichtung des Entschädigungsfonds in 
einer Rechtsform des privaten Rechts vor- 
zusehen und sich die Genehmigung der 
Satzung vorzubehalten, oder zu bestim- 
men, daß die Stellung des Entschädigungs- 
fonds einer bestehenden Einrichtung zuge- 
wiesen wird, und sich die Genehmigung 
der Satzung dieser Einrichtung vorzube- 
halten sowie die Aufsicht über den Ent- 
schädigungsfonds zu regeln; 

2. zu bestimmen, daß und in welchem Ver- 
hältnis 

a) die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zum Betrieb der Kraftfahrzeug-Haft- 
pflichtversicherung befugten Versiche- 
rungsunternehmen einschließlich der 
Haftpflichtschadenausgleiche im Sinne 
von § 1 Abs. 4 des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der privaten Versiche- 
rungsunternehmungen und Bauspar- 
kassen und ' 

b) die nach § 2 Nr. 1 bis 4 von der 
Versicherungspflicht befreiten Halter 
nichtversicherter Kraftfahrzeuge 

unter Berücksichtigung ihres Anteils am 
Gesamtbestand der Fahrzeuge und der Art 
dieser Fahrzeuge Beiträge zur Aufbrin- 
gung der erforderlichen Mittel zu leisten 
haben; 

3. zu bestimmen, daß der Entschädigungs- 
fonds in den Fällen des §12 Abs. 1 Nr. 1 
auch für Schäden einzutreten hat, die 
einem Deutschen außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes entstehen und 
nicht von einer Stelle in dem Staat ersetzt 
werden, in dem sich der Unfall zugetragen 
hat, wenn dies erforderlich ist, um eine 
Schlechterstellung des Deutschen gegen- 
über den Angehörigen dieses Staates aus- 
zugleichen; 

4. zu bestimmen, daß der Entschädigungs- 
fonds Leistungen an ausländische Staats- 
angehörige nur bei Vorliegen der Gegen- 


Beschlüsse des 16. Ausschusseis 


§ 13 

(1) Zur Wahrnehmung der Aufgaben des Entschä- 
digungsfonds wird eine rechtsfähige Anstalt des 
öffentlichen Rechts errichtet, die mit dem Inkraftre- 
ten dieses Gesetzes als entstanden gilt. Organe der 
Anstalt sind der Vorstand und der Verwaltungsrat. 
Die Anstalt untersteht der Aufsicht des Bundesmini- 
sters der Justiz. Das Nähere über die Anstalt be- 
stimmt die Satzung, die von der Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates aufgestellt wird. Die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zum Betrieb der Kraftfahrzeug-Haft- 
pflichtversicherung befugten Versicherungsunter- 
nehmen und die Haftpflichtschadenausgleiche im 
Sinne von § 1 Abs. 4 des Gesetzes über die Beauf- 
sichtigung der privaten Versicherungsunternehmun- 
gen und Bausparkassen sowie die nach § 2 Nr. 1 bis 
4 von der Versicherungspflicht befreiten Halter 
nichtversicherter Fahrzeuge sind verpflichtet, unter 
Berücksichtigung ihres Anteils am Gesamtbestand 
der Fahrzeuge und der Art dieser Fahrzeuge an die 
Anstalt Beiträge zur Deckung der Entschädigungs- 
leistungen und der Verwaltungskosten zu leisten. 
Das Nähere über die Beitragspflicht bestimmt der 
Bundesminister der Justiz im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr, dem Bundesminister 
für Wirtschaft und dem Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates. 

(2) Der Bundesminister der Justiz wird ermädi- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Verkehr und dem Bundesminister für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates die Stellung des Entschädigungsfonds einer 
anderen bestehenden juristischen Person zuzuwei- 
sen, wenn diese bereit ist, die Aufgaben des Ent- 
schädigungsfonds zu übernehmen, und wenn sie hin- 
reichende Gewähr für die Erfüllung der Ansprüche 
der Ersatzberechtigten bietet. Durch die Rechtsver- 
ordnung kann sich der Bundesminister der Justiz die 
Genehmigung der Satzung dieser juristischen Person 
Vorbehalten und die Aufsicht über die juristische 
Person regeln. 

(3) Der Bundesminister der Justiz wird ferner er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit den in Absatz 2 ge- 
nannten Bundesministern durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen, 
von welchem Zeitpunkt ab die Anstalt (Absatz 1) 
oder die durch Rechts Verordnung (Absatz 2) bezeich- 
nete juristische Person von Ersatzberechtigten in 
Anspruch genommen werden kann, und zu bestim- 
men, daß eine Leistungspflicht nur besteht, wenn 
das schädigende Ereignis nach einem in der Verord- 
nung festzusetzenden Zeitpunkt eingetreten ist. Die 
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seitigkeit erbringt, wenn dies erforderlich 
ist, um einer Schlechterstellung deutscher 
Geschädigter gegenüber den eigenen 
Staatsangehörigen in ausländischen Staa- 
ten vorzubeugen oder entgegenzuwirken; 
das gilt jedoch nur, soweit nicht Verträge 
der Bundesrepublik Deutschland mit an- 
deren Staaten dem entgegenstehen; 

5. zu bestimmen, 

a) daß beim Entschädigungsfonds eine 
Schiedsstelle gebildet wird, die in 
Streitfällen zwischen dem Ersatzberech- 
tigten und dem Entschädigungsfonds 
auf eine gütliche Einigung hinzuwirken 
und den Beteiligten erforderlichenfalls 
einen begründeten Einigungsvorschlag 
zu machen hat, 

b) wie die Mitglieder der Schiedsstelle, 
die aus einem die Befähigung zum 
Richteramt besitzenden, sachkundigen 
und unabhängigen Vorsitzenden oder 
seinem Vertreter sowie einem von der 
Versicherungswirtschaft benannten und 
einem dem Bereich der Ersatzberech- 
tigten zuzurechnenden Beisitzer be 
steht, zu bestellen sind und wie das 
Verfahren der Schiedsstelle einschließ- 
lich der Kosten zu regeln ist, 

c) daß Ansprüche gegen den Entschädi- 
gungsfonds im Wege der Klage erst 
geltend gemacht werden können, nach- 
dem ein Verfahren vor der Schieds- 
stelle vorausgegangen ist, sofern nicht 
seit der Anrufung der Schiedsstelle 
mehr als drei Monate verstrichen sind; 

6. den Zeitpunkt bestimmen, von dem ab 
der Entschädigungsfonds in Anspruch ge- 
nommen werden kann, und zu bestimmen, 
daß die Leistungspflicht des Entschädi- 
gungsfonds nur besteht, wenn das schädi- 
gende Ereignis nach einem in der Ver- 
ordnung festzusetzenden Zeitpunkt ein- 
getreten ist. 

(2) Der Entschädigungsfonds ist von der Körper- 
schaftsteuer, der Gewerbesteuer und der Vermögen- 
steuer befreit. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Anstalt kann jedoch spätestens zwei Jahre nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes wegen der Schäden, 
die sich nach diesem Zeitpunkt ereignen, in An- 
spruch genommen werden, sofern nicht bis zu die- 
sem Zeitpunkt den Ersatzbereditigten durch Rechts- 
verordnung die Möglichkeit gegeben worden ist, 
eine andere juristische Person in Anspruch zu neh- 
men. 


( 4 ) Der Entschädigungsfonds ist von der Körper- 
schaftsteuer, der Gewerbesteuer und der Vermö- 
gensteuer befreit. 

§ 13 a 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr 
und dem Bundesminister für Wirtschaft durdi 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes- 
rates 

1. zu bestimmen, daß der Entschädigungsfonds in 
den Fällen des § 12 Abs. 1 Nr. 1 auch für Schä- 
den einzutreten hat, die einem Deutschen außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes ent- 
stehen und nicht von einer Stelle in dem Staat 
ersetzt werden, in dem sich der Unfall zugetra- 
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VIERTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 14 

Die im Bereich der Kraftfahrtversicherung auf 
Grund des Preisgesetzes ergangenen Rechtsverord- 
nungen treten erst am 1. Januar 1968 außer Kraft. 

§ 15 

Dieses Gesetz tritt in der vorliegenden Fassung 
am ersten Tage des auf die Verkündung folgenden 
sechsten Kalendermonats in Kraft. Die in §§ 12 
und 13 Abs. 2 getroffene Regelung wird erst in dem 
nach § 13 Abs. 1 Nr. 6 bestimmten Zeitpunkt wirk- 
sam. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

gen hat, wenn dies erforderlich ist, um eine 
Schlechterstellung des Deutschen gegenüber den 
Angehörigen dieses Staates auszugleichen; 

2. zu hestimmen, daß der Entschädigungsfonds Lei- 
stungen an ausländische Staatsangehörige nur 
bei Vorliegen der Gegenseitigkeit erbringt, wenn 
dies erforderlich ist, um einer Schlechter Stellung 
deutscher Geschädigter gegenüber den eigenen 
Staatsangehörigen in ausländischen Staaten vor- 
zubeugen oder entgegenzu wirken; dies gilt je- 
doch nur, soweit nicht Verträge der Bundesrepu- 
blik Deutschland mit anderen Staaten dem ent- 
gegenstehen; 

3. zu bestimmen, 

a) daß beim Entschädigungsfonds eine Schieds- 
stelle gebildet wird, die in Streitfällen zwi- 
schen dem Ersatzberechtigten und dem Ent- 
schädigungsfonds auf eine gütliche Einigung 
hinzuwirken und den Beteiligten erforder- 
lichenfalls einen begründeten Einigungsvor- 
schlag zu machen hat, 

b) wie die Mitglieder der Schiedsstelle, die aus 
einem die Befähigung zum Richteramt besit- 
zenden, sachkundigen und unabhängigen Vor- 
sitzenden sowie einem von der Versicherungs- 
wirtschaft benannten und einem dem Bereich 
der Ersatzberechtigten zuzurechnenden Bei- 
sitzer besteht, zu bestellen sind und wie das 
Verfahren der Schiedsstelle einschließlich der 
Kosten zu regeln ist, 

c) daß Ansprüche gegen den Entschädigungs- 
fonds im Wege der Klage erst geltend ge- 
macht werden können, nachdem ein Verfah- 
ren vor der Schiedsstelle vorausgegangen ist, 
sofern nicht seit der Anrufung der Schieds- 
stelle mehr als drei Monate verstrichen sind. 


VIERTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 14 ' 

unverändert 

§ 15 

Dieses Gesetz tritt in der vorliegenden Fassung 
am ersten Tage des auf die Verkündung folgenden 
sechsten Kalendermonats in Kraft. Die in §§ 12 
und 13 Abs. 4 getroffene Regelung wird erst in dem 
Zeitpunkt wirksam, von dem an der Entschädigungs- 
fonds in Anspruch genommen werden kann (§ 13 
Abs. 3). 
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Artikel 2 

Die Verordnung zur Durdiführung und Ergänzung 
des Gesetzes über die Einführung der Pfliditver- 
siche-rung für Kraftfahrzeughalter und zur Änderung 
des Gesetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
sowie des Gesetzes über den Ver siche rungs vertrag 
vom 6. April 1940 (Reidisgesetzbl. I S. 617), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16, Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 710), wird aufgehoben. 


Artikel 3 

Das Gesetz über die Haftpflichtversicherung für 
ausländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugan- 
hänger vom 24. Juli 1956 (Bundes gesetzbl. I S. 667, 
ber. Bundesgesetzbl. 1957 I S. 368) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 


1. In § 1 Abs. 1 werden hinter den Worten „den 
Halter" nach einem Komma die Worte „den 
Eigentümer" eingefügt. 

2. ln § 1 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„§ 8 a bleibt unberührt." 

3. In § 1 Abs. 3 und Absatz 4 Satz 1 wird vor dem 
Wort „Versicherungsbescheinigung" das Wort 
„erforderliche" eingefügt. 

4. In § 3 Abs. 1 werden hinter den Worten „den 
Haltern" nach einem Komma die Worte „den 
Eigentümern" eingefügt. 

5. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die für Kraftfahrzeuge und Anhänger mit 
regelmäßigem Standort im Inland geltenden 
Bestimmungen über den Inhalt, die Genehmigung 
und die Verbindlicherklärung der allgemeinen 
Versicherungsbedingungen, über die Bildung der 
Versicherungstarife sowie über die Mindestver- 
sicherungssummen sind sinngemäß anzuwenden." 

6. § 6 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

(1) § 3 Nrn. 1 bis 4 und 6 bis 11 des Pflicht- 
versicherungsgesetzes ist anzuwenden; an die 
Stelle von § 3 Nr. 5 des Pflichtversicherungs- 
gesetzes tritt die Regelung des Absatzes 2. 

(2) Ein Umstand, der das Nichtbestehen oder 
die Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
zur Folge hat, kann dem Anspruch des Dritten 
nach § 3 Nr. 1 des Pflichtversicherungsgesetzes 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

Das Gesetz über die Haftpflichtversicherung für 
ausländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugan- 
hänger vom 24. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 667, 
ber. Bundesgesetzbl. 1957 I S. 368) in der Fassung 
des Zweiten Gesetzes zur Sicherung des Straßen- 
verkehrs vom 26. November 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S, 921) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 


Nummer 2 entfällt 


3. In § 1 Abs. 3 wird vor dem Wort „Versiche- 
rungsbescheinigung" das Wort „erforderliche" 
eingefügt. 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 
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nur entgegengehalten werden, wenn er aus 
der Versicherungsbesdieinigung ersichtlich oder 
wenn die Versicherungsbescheinigung dem Ver- 
sicherer zurückgegeben worden ist. Weiterhin 
muß, wenn das Versicherungsverhältnis durch 
Zeitablauf beendet oder die Versicherungs- 
bescheinigung dem Versicherer zurückgegeben 
worden ist, zwischen dem in der Versicherungs- 
bescheinigung angegebenen Zeitpunkt der Been- 
digung des Versicherungsverhältnisses oder dem 
Zeitpunkt der Rückgabe der Versicherungsbe- 
scheinigung und dem Schadensereignis eine Frist 
von fünf Monaten, im Falle einer Gesamtlaufzeit 
des Versicherungsverhältnisses von weniger als 
zehn Tagen eine Frist von fünf Wochen ver- 
strichen sein." 


7. Nach § 8 wird folgender § 8 a eingefügt: 7. 8 a erhält folgende Fassung; 

„§ 8 a § 8 a 

Wegfall des Erfordernisses unverändert 

der Versicherungsbescheinigung 

(1) Hat für die Fahrzeuge, die bei der Ein- 
reise das vorgeschriebene Kennzeichen eines 
bestimmten ausländischen Gebietes führen, ein 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Ge- 
schäftsbetrieb befugter Versicherer oder ein Ver- 
band solcher Versicherer die Pflichten eines 
Haftpflichtversicherers nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes übernommen, so kann der Bun- 
desminister für Verkehr durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates nach An- 
hörung der obersten Landesbehörden bestimmen, 
daß für die das vorgeschriebene Kennzeichen 
dieses Gebietes führenden Fahrzeuge die Aus- 
stellung einer Versicherungsbescheinigung nicht 
erforderlich ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 die Ausstellung einer 
Versicherungsbescheinigung nicht erforderlich, 
so kann abweichend von § 6 Abs. 2 ein Umstand, 
der das Nichtbestehen oder die Beendigung der 
nach Absatz 1 übernommenen Verpflichtungen 
zur Folge hat, dem Anspruch des Dritten nach 
§ 3 Nr. 1 des Pflichtversicherungsgesetzes nicht 
entgegengehalten werden, wenn sich das Fahr- 
zeug im Zeitpunkt des Schadensereignisses mit 
dem bei der Einreise geführten Kennzeichen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes befunden hat." 


8. § 9 Abs, 1 erhält folgende Fassung: Nummer 8 entfällt 

„(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ein Fahrzeug auf 
öffentlichen Wegen oder Plätzen gebraucht oder 
den Gebrauch gestattet, obwohl für das Fahrzeug 
das nach § 1 erforderliche Versicherungsverhält- 
nis nicht oder nicht mehr besteht und die Pflich- 
ten eines Haftpflichtversicherers auch nicht nach 
§ 2 Abs. 1 Buchstabe b oder § 8 a Abs. 1 von 
einem im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum 


h u s s e s 
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Geschäftsbetrieb befugten Versicherer oder einem 
Verband solcher Versicherer übernommen wor- 
den sind, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft." 


9. In § 9 wird folgender Absatz 3 angefügt: Nummer 9 entfällt 

„(3) In den Fällen des Absatzes 1 kann das 
Fahrzeug, auf das sich die Tat bezieht, eingezo- 
gen werden, wenn es dem Täter oder dem Teil- 
nehmer zur Zeit der Entscheidung gehört. § 42 
des Strafgesetzbuches gilt entsprechend." 


Artikel 4 


Artikel 4 


Das Gesetz über den Versicherungsvertrag wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 


unverändert 


1. In § 158 b wird die Bezeichnung „§§ 158 c bis 
158 h" ersetzt durch „§§ 158 c bis 158 k". 


2. In § 158 c Abs. 2 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Die Vorschriften dieses Absatzes gelten nicht, 
wenn eine zur Entgegennahme der Anzeige nach 
Satz 1 zuständige Stelle nicht bestimmt ist." 


3. § 158 c Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Versicherer haftet nicht, wenn und 
soweit der Dritte in der Lage ist, Ersatz seines 
Schadens von einem anderen Schadensversiche- 
rer oder von einem Sozialversicherungsträger 
zu erlangen." 


4. ln § 158 c wird hinter Absatz 4 folgender Ab- 
satz 5 eingefügt: 

„(5) Trifft die Leistungspflicht des Versiche- 
rers nach den Absätzen 1 oder 2 mit einer Ersatz- 
pflicht auf Grund fahrlässiger Amtspflichtver- 
letzung zusammen, so wird die Ersatzpflicht nach 
§ 839 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches nicht 
dadurch ausgeschlossen, daß die Voraussetzun- 
gen für die Leistungspflicht des Versicherers vor- 
liegen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Beamte nach 
§ 839 des Bürgerlichen Gesetzbuches persönlich 
haftet." 

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 


5. Hinter § 158 h werden die folgenden §§ 158i 
und 158 k eingefügt: 

»§ 158 i 
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von der Verpflichtung zur Leistung frei, so kann 
er wegen einer dem Dritten gewährten Leistung 
gegen einen Versicherten, der zur selbständigen 
Geltendmachung seiner Rechte aus dem Ver- 
sicherungsverträge befugt ist, nur dann Rück- 
griff nehmen, wenn die der Leistungsfreiheit des 
Versicherers zugrunde liegenden Umstände in 
der Person dieses Versicherten vorliegen. 

§ 158 k 

Die Vorschriften über die Pflichtversicherung 
finden auch insoweit Anwendung, als der Ver- 
sicherungsvertrag eine über die gesetzlichen 
Mindestanforderungen hinausgehende Deckung 
gewährt." 


Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 Abs. 1 
und 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund des 
Pflichtversicherungsgesetzes oder des Gesetzes über 
die Haftpflichtversicherung für ausländische Kraft- 
fahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden sechsten Kalendermonats in 
Kraft. Für das Inkrafttreten der Neufassung des 
Pflichtversicherungsgesetzes (Artikel 1) gilt § 15 des 
Pflichtversicherungsgesetzes. 


Beschlüsse des 16. Ausschusseis 


Artikel 4a 

§ 43 des Luftverkehrsgesetzes in der Fassung vom 
10. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 9), zuletzt ge- 
ändert durch Gesetz vom 25. Juli 1964 (Bundesge- 
setzbl. I S. 529), wird wie folgt geändert: 

Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Wird zur Sicherung eine Haftpflichtversicherung 
abgeschlossen, so gelten für diese die besonderen 
Vorschriften des Gesetzes über den Versicherungs- 
vertrag für die Pflichtversicherung." 


Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 Abs. 1 
und 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund des 
Pflichtversicherungsgesetzes oder des Gesetzes über 
den Versidierungsvertrag erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 


Artikel 6 
unverändert 
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Anlage 

zu § 4 Abs. 2 


Mindestversicherungssiimmen 

1. Die Mindesthöhe der Versicherungssumme be- 
trägt bei Kraftfahrzeugen einschließlich der 
Anhänger 250 000 DM für Personenschäden 
50 000 DM für Sachschäden und 10 000 DM 
für die weder mittelbar noch unmittelbar mit 
einem Personen- oder Sachschaden zusammen- 
hängenden Vermögensschäden (reine Vermö- 
gensschäden). 

2. Bei Kraftfahrzeugen, die der Beförderung von 
Personen dienen und mehr als neun Plätze (ohne 
den Fahrersitz) aufweisen, erhöhen sich diese 
Beträge für das Kraftfahrzeug unter Ausschluß 
der Anhänger 

a) für den 10. und jeden weiteren Platz bis zum 
80. Platz 

um 12 000 DM für Personenschäden, 
1 000 DM für Sadisdiäden und 

200 DM für reine Vermögens- 
schäden, 

b) vom 81. Platz ab für jeden weiteren Platz 

um 8 000 DM für Personenschäden, 
1 000 DM für Sachschäden und 

200 DM für reine Vermögens- 
schäden. 

Dies gilt nicht für Kraftomnibusse, die aus- 
schließlich zu Lehr- und Prüfungszwecken ver- 
wendet werden. 

3. Bei Anhängern entspricht die Mindesthöhe der 
Versicherungssumme für Schäden, die nicht mit 
dem Betrieb des Kraftfahrzeugs im Sinne des § 7 
des Straßenverkehrsgesetzes im Zusammenhang 
stehen, und für die den Insassen des Anhängers 
zugefügten Schäden den in Nummer 1, bei Per- 
sonenanhängern mit mehr als neun Plätzen den 
in Nummer 1 und 2 genannten Beträgen. 

4. Zu welcher dieser Gruppen das Fahrzeug ge- 
hört, richtet sich nach der Eintragung im Kraft- 
fahrzeug- oder Anhängerbrief. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Anlage 

zu § 4 Abs. 2 


Mindestversicherungssummen 

1. unverändert 


2. Bei Kraftfahrzeugen, die der Beförderung von 
Personen dienen und mehr als neun Plätze (ohne 
den Fahrersitz) aufweisen, erhöhen sich diese 
Beträge für das Kraftfahrzeug unter Ausschluß 
der Anhänger 

a) für den 10. und jeden weiteren Platz bis zum 
80. Platz 

um 15 000 DM für Personenschäden, 
1 000 DM für Sachschäden und 

200 DM für reine Vermögens- 
schäden, 

b) unverändert 


Dies gilt nicht für Kraftomnibusse, die aus- 
schließlich zu Lehr- und Prüfungszwecken ver- 
wendet werden. 


3. unverändert 


4. unverändert 
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